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Einleitung
Das Pflegeneuausrichtungsgesetz (PNG) trat im Oktober 2012 in Kraft. 

Wichtige Teile des  Gesetzes werden zum 1. Januar 2013 wirksam. Die gute 
Nachricht zuerst: Für viele Menschen mit Demenz gibt es Monat für Monat 
mehr Geld. Ganz neu ist, dass es Pflegegeld und andere Leistungen auch 
bei Pflegestufe 0 gibt, wenn die erheblich eingeschränkte Alltagskompetenz 
bescheinigt wurde. 

Das Reformgesetz ist aber erheblich umfangreicher. Die wichtigsten Neu-
erungen haben wir, auch wenn noch unklar ist, wie sie umgesetzt werden, 
für Sie auf diesen Seiten zusammengetragen und kommentiert. 

Die Bedeutung von Worten mit * werden im Glossar erläutert. 
Wir werden diese Broschüre, wie auch schon den Text zur Pflegereform 

2008, laufend aktualisieren müssen. Wir erwarten, dass die Erkenntnisse 
und Erfahrungen der nächsten Monate manches in anderem Licht erschei-
nen lassen werden. Details dazu finden sie im Impressum. 

Georg Paaßen

Sollten Sie spezielle Fragen zur Pflegereform haben, die auf diesen weni-
gen Seiten nicht beantwortet werden können, bietet Ihnen das Bundesmi-
nisterium für Gesundheit telefonische Beratung an: 
030 / 340 60 66 - 02.
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Wenn Sie die nötige Software auf Ihrem Mobil-
telefon installiert haben, können Sie mit diesem 
QR-Code unsere Internetseite 
www.pflegestufe.mobi    öffnen.



Mehr für Demenzkranke
Sicher ist, dass  die Meisten, denen vom MDK* erheblich oder in erhöhtem 

Maße eingeschränkte Alltagskompetenz (PEA*) bescheinigt wurde, ab dem 
1. Januar 2013 mehr Geld bekommen.

Einige Leistungen der Pflegeversicherung gibt es 
nur unter der Voraussetzung, dass  mindestens die 
Pflegestufe I zuerkannt wurde. Mit dieser Reform 
ist der Kreis der Anspruchsberechtigten erweitert 
worden. Ist die eingeschränkte Alltagskompetenz 
bescheinigt worden, haben jetzt auch Menschen 
mit Pflegestufe 0 zum Beispiel Anspruch auf Ver-
hinderungspflege, den monatlichen Betrag für zum 
Verbrauch bestimmte Pflegehilfsmittel* oder Unter-
stützung bei der Wohnraumanpassung* 1. (Zusätz-
lich wurden für alle Versicherten ein paar bürokrati-
sche Hürden bei der Bezuschussung von Umbau-
massnahmen abgebaut.)
Professor Heinz Rothgang (Universität Bremen) 
kritisiert die neuen Regelungen: „Hier werden un-
systematisch Zusatzleistungen für Demente auf 
das vorhandene System aufgesattelt“. Es sei mitt-
lerweile unklar, wie gut oder schlecht Demente 
wirklich versorgt würden 1.

Pflegende Angehörige
24/7 - 24 Stunden am Tag und 7 Tage die Woche. 
Das beschreibt die Situation für Angehörige, die 
Demenzkranke pflegen. Vor allem, wenn die Hilfen 
bei der Grundpflege nicht so umfangreich sind, 
dass es  für die Pflegestufe I reicht, gab es  hier bis-
her kaum Unterstützung von der Pflegeversiche-
rung. Jetzt gilt auch bei Pflegestufe 0 mit PEA ein 
Anspruch auf Verhinderungspflege* nach §  39 SGB 
XI 2. Schon vor dieser Reform gab es  die Möglich-

keit das Budget für die Verhinderungspflege nicht tageweise, sondern stun-
denweise, über das ganze Jahr verteilt, zu nutzen. Das hat viele pflegende 
Angehörige entlastet. Mit dieser Reform wurde beschlossen, dass während 
einer tageweise in Anspruch genommenen Verhinderungs- oder Kurzzeit-
pflege das Pflegegeld nicht mehr gestrichen, sondern zur Hälfte weiter ge-
zahlt wird. 

Pflegende Angehörige sollen künftig leichter Kuren in Anspruch nehmen 
können. Gesundheitsminister Daniel Bahr brachte hier das Müttergene-
sungswerk (MGW) 3 ins  Gespräch. Im Mai 2013 ist auf der Internetseite des 
MGW ein Hinweis  auf die „langjährigen Erfahrungen in der Behandlung von 
Müttern, die Angehörige pflegen“ zu finden. Ob es auch Angebote gibt, die 
pflegebedürftige Erwachsene einschließen, war nicht zu sehen 4. Die Finan-
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1) Ärzteblatt 2012

2) DBfK, Oktober 2012

3) Ende Dezember 2012 ist auf www.muettergenesungswerk.de zum Stichwort 
„Pflegende Angehörige“ nichts zu finden. 

4) url: 
http://www.muettergenesungswerk.de/DesktopDefault.aspx?content=article&ID=10
06&mid=1841 (Link geprüft am 26.5.2013)

bisher ab 1.1. 2013

PflegegeldPflegegeldPflegegeld

Pflegestufe 0 
mit PEA

0 € neu: 120 €

Pflegestufe I
mit PEA

235 € zusätzlich 70 €

Pflegestufe II
mit PEA

440 € zusätzlich 85 €

Pflegestufe III
mit PEA

700 € nichts zusätzlich

Sachleistungen in der ambulanten PflegeSachleistungen in der ambulanten PflegeSachleistungen in der ambulanten Pflege

Pflegestufe 0 
mit PEA

0 € neu: 225 €

Pflegestufe I
mit PEA

450 € zusätzlich 215 €

Pflegestufe II
mit PEA

1100 € zusätzlich 150 €

Pflegestufe III
mit PEA

1550 € nichts zusätzlich

http://www.muettergenesungswerk.de/DesktopDefault.aspx?content=article&ID=1006&mid=1841
http://www.muettergenesungswerk.de/DesktopDefault.aspx?content=article&ID=1006&mid=1841
http://www.muettergenesungswerk.de/DesktopDefault.aspx?content=article&ID=1006&mid=1841
http://www.muettergenesungswerk.de/DesktopDefault.aspx?content=article&ID=1006&mid=1841


zierungsmöglichkeiten für die Tagespflege* sind etwas verbessert. Eine bü-
rokratische Finesse, die einigen pflegenden Angehörigen nutzen wird: wie 
viel die Pflegekasse für Pflegende Angehörige (auf Antrag) in die Renten-
kasse einzahlt, hängt davon ab, wie viele Stunden pro Woche mit pflegeri-
schen Hilfen verbracht wird. Bisher wurden alle Pflegebedürftigen isoliert 
betrachtet. In dem gar nicht so seltenen Fall, dass zum Beispiel eine Tochter 
beide pflegebedürftigen Eltern unterstützt, werden die Zeiten künftig ad-
diert, was zu einer etwas besseren Rente führen kann. 

Pflegekräfte können minutenweise 
gebucht werden

Verträge über Leistungskomplexe verpflichten die Pflegedienste eine⁠ Ver-
richtung von Anfang bis  Ende durchzuführen. Auch wenn die Pflegebedürf-
tigen heute besonders  verwirrt sind oder die Angehörigen noch ein paar 
Fragen haben. Dazu werden Durchschnittspreise kalkuliert: bei den einen 
Pflegebedürftigen dauert’s  eher länger (zum Beispiel, weil der Durchfall 
herrscht), bei den anderen ist eine Angehörige sehr hilfreich, alles  wird vor- 
und nachbereitet, da geht’s flotter … und am Ende gleicht sich das aus.

Die ambulanten Pflegedienste werden mit der Pflegereform 2012 ver-
pflichtet, neben Verträgen über Komplexleistungen, wie „Ganzkörperwä-
sche“ oder „Zubereitung einer Mahlzeit“ Vereinbarungen über Zeitleistungen 
anzubieten. Es würde also vereinbart, dass die Pflegekraft zum Beispiel ge-
nau 25 Minuten damit zu verbringen hätte, Körperpflege zu betreiben. Be-
triebswirtschaftliche Konsequenz ist, dass  die Pflegenden, wenn die Stopp-
uhr klingelt, „den Waschlappen weg schmeißen“ müssen. Dann wird noch, 
entsprechend der Vorschriften des MDS*, dokumentiert und ab geht‘s zum 
nächsten Patienten.

Wenn hilfreiche Angehörigen auf die Uhr sehen, und dann lieber nicht 
mehr die Komplexleistung, sondern „nach Zeit“ bezahlen, gibt es für die 
schwierigeren PatientInnen keinen Ausgleich mehr 5 . Die Preise für die 
Komplexleistungen müssen folglich steigen. Vorausschauende Pflege-
dienstleitungen werden also gleichzeitig verhandeln: mit den Preisen für 
„Zeitleistungen“ auch gleich Preiserhöhungen bei den „Komplexleistungen“. 

Viele Pflegekräfte sehen dieser Entwicklung mit Schaudern entgegen: Sie 
werden gezwungen sein, ihre pflegerischen Hilfen sehr pünktlich zu been-
den. Hoffentlich wird nur selten „der Waschlappen fallen gelassen“. Wahr-
scheinlich werden die Anbieter von Software für die Ambulante Pflege eine 
Wecker-Funktion einbauen, die drei Minuten vor Ablauf der vereinbarten 
Zeit anspringt. Das gäbe Zeit um begonnene Verrichtungen noch schnell zu 
Ende zubringen. Der gesunde Menschenverstand lässt erwarten, dass aus 
solchen Situationen Konflikte zwischen Pflegebedürftigen und Pflegediens-
ten entstehen werden ... und, um dem aus  dem Wege zu gehen, werden 
wahrscheinlich nur Wenige auf Dauer Zeitleistungen in Anspruch nehmen.

Das Gesetz verpflichtet die Pflegedienste ab 2013, der gesamten Kund-
schaft sowohl Komplex- als auch Zeitleistungen anzubieten und sie darüber 
zu beraten. Diese Verpflichtung wurde ins Gesetz geschrieben, ohne zu be-
rücksichtigen, dass  Verträge zwischen den Landesverbänden der Pflege-
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5) Und für die Ausgefuchsten unter uns: Wird eine Zeit vereinbart, dann 
liegt es nahe zu erwarten, dass die Pflegekraft die gesamten 13 oder 30 Mi-
nuten unmittelbar mit den Pflegebedürftigen verbringt. Klingeln, warten bis 
die Tür geöffnet wird, Jacke aus oder Leistungsnachweis abhaken, Besonder-
heiten aufschreiben, Pflegeplanung aktualisieren, Beratung zur Sturzprophy-
laxe … das alles muss auch gemacht werden, gehört aber eher weniger in die 
Zeit zur Körperpflege. Derlei muss auch finanziert werden - und es ist im 
Dezember 2012 noch völlig offen, wie das in die Rahmenvereinbarungen zwi-
schen Leistungserbringern und Kassen passen kann. 



kassen und Verbänden der Pflegedienste Voraussetzung für derlei sind. 
Ende 2012 ist davon wenig zu sehen. Im nächsten Schritt müssen die ein-
zelnen Pflegedienste Stundensätze mit den Kostenträgern aushandeln. Im 
April 2013 ist zu lesen, dass  die Pflegekassen in Niedersachsen 25 € pro 
Stunde anbieten. Dazu Hanno Kummer (vdek): „Die Anbieter wollen die 
Stunde möglichst teuer machen, damit es  für die Versicherten unattraktiv 
wird, Zeiteinheiten zu kaufen.“ 6  Die Pflegeanbieter müssen mit den Ein-
nahmen von den Kassen nicht nur die Zeit finanzieren, die die MitarbeiterIn-
nen bei den Pflegebedürftigen sind, sondern auch Fahrt- oder Fortbildungs-
zeiten, Verwaltungskosten und die Aufwendungen für Autos, Computer oder 
Büromieten. Sie versichern, dass  25 € viel zu wenig wäre, um die Kosten zu 
decken. Doch erst wenn die Pflegedienste Verträge mit den Kassen abge-
schlossen haben, können den Pflegebedürftigen konkrete Angebote ge-
macht werden. 

Wenn es  irgendwann, vielleicht erst im Herbst 2013, soweit ist, müssen 
vom Pflegedienst zum Vertragsschluss und „zeitnah nach jeder wesentli-
chen Veränderung“ die Pflegebedürftigen mit einem verbindlichen Kosten-
voranschlag informiert werden, „wie sich die Wahl des Vergütungsmodells 
jeweils im Ergebnis konkret und gegebenenfalls unterschiedlich auswirkt.“

Völlig klar ist, dass  die Pflegedienste mit der Verpflichtung alle zu beraten, 
sehr viele Gespräche werden führen müssen, die zu nichts führen. Dass die 
Pflegereform auch Entbürokratisierung als Ziel hat, ist hier nicht zu spüren.

Betreuung
Mit dem Pflegeneuausrichtungsgesetz wird eine neue Leistungsart einge-

führt. Neben Pflegegeld und Sachleistungen wurden die häuslichen Betreu-
ungsleistungen kreiert. 

Schon heute müssen Pflegekräfte immer wieder darüber aufklären, dass 
Betreuung nicht gleich Betreuung ist. 
• Wenn sich zwei Nachbarinnen im Treppenhaus treffen, könnte die eine zur 

anderen sagen: „Ich muss gleicht noch hoch zu Erna. Die braucht ein 
bisschen mehr Betreuung, wo sie sich eine Erkältung eingefangen hat.“ 

• Vor dem Familiengericht wird verhandelt, ob eine Betreuung eingerichtet 
wird. Früher hieß das Vormundschaft - und schon wissen Sie, was ge-
meint ist. Um der politischen Korrektheit willen, wurde die sprachliche 
Klarheit geopfert. 

• In der Pflegeversicherung gibt es die „zusätzlichen Betreuungsleistungen“ 
nach § 45b SGB XI* für Menschen mit eingeschränkter Alltagskompetenz 
und/oder zur Entlastung ihrer pflegenden Angehörigen. 

• Ab 1.1.2013 wird es möglich nach § 124 SGB XI* Leistungen der „häusli-
che Betreuung“ mit Pflegediensten zu vereinbaren. Dabei könnte es bei-
spielsweise um Hilfen bei der „Aufrechterhaltung einer Tagesstruktur“, 
Freizeitbeschäftigung, Unterstützung bei der „Einhaltung eines Tag-/
Nacht-Rhythmus“, Spaziergänge, Verwandtenbesuche oder die Beglei-
tung zum Friedhof gehen. Es wird auch möglich die Ansprüche mehrerer 
Pflegebedürftiger miteinander zu verknüpfen, wenn in der Häuslichkeit 
„betreut“ wird 7.

Zu den Leistungen der häuslichen Betreuung fehlen allerdings im Juni 
2013 in den meisten Bundesländern noch Ausführungsbestimmungen und 
Verträge zwischen Pflegekassen und Pflegediensten. Deshalb ist es  bisher 
unklar, wie solche Angebote im Detail aussehen können - und die Pflege-
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6) Beneker, 22.4.2013

7) Wortlaut im Anhang



dienste haben ohne Rahmenvereinbarungen mit den Pflegekassen gar keine 
Möglichkeit solche Leistungen anzubieten. „Der DBfK hatte kritisiert, dass 
Betreuung von pflegerischer Versorgung separiert wird. Da insbesondere 
Menschen mit eingeschränkter Alltagskompetenz Anleitung und Unterstüt-
zung bei Pflegehandlungen benötigen, sind Pflegekenntnisse zur fachge-
rechten Durchführung erforderlich. Des Weiteren ist es  essentiell, Gesund-
heitsrisiken zu erkennen und zu vermeiden“ 8 . Aus  juristischer Sicht wird 
kritisiert, dass die Formulierungen der Reform zwischen Grundpflergeri-
schen Leistungen und Betreuung trennen. Damit werden viele neue büro-
kratische Hürden geschaffen, die den Pflegealltag und die Abrechnung ver-
komplizieren 9. In den Verhandlungen um die Vergütung dieser Leistungen in 
Bremen und Niedersachsen wurde deutlich, dass die Kassen „häusliche 
Betreuung“ nur als niedrig qualifizierte Tätigkeit honorieren wollen. Dabei 
sind Preise im Gespräch 10, die deutlich unter dem liegen, was Handwerker 
verlangen 11. 

Völlig klar ist, dass  hier Sprachverwirrung babylonischen Ausmaßes be-
schlossen wurde. 

Der DBfK rät ambulanten Pflegediensten im Oktober 2012 dringend da-
von ab, „individuell kalkulierte Angebote zu machen oder individualvertragli-
che Regelungen mit den Pflegekassen zu schließen, bevor es  von Seiten 
der Verbände Empfehlungen dazu gibt.“

Und sonst noch ...
Qualitätsprüfungen und Pflegenoten

Für ambulante Pflegedienste sind Qualitätsprüfungen künftig am Vortag, 
was auch ein Sonn- oder Feiertag sein könnte, anzukündigen. Außerdem 
misst die Reform der „Inaugenscheinnahme der Pflegebedürftigen“ und den 
Befragungen von Pflegekräften und Pflegebedürftigen und pflegenden An-
gehörigen mehr Bedeutung zu. Die sei „angemessen zu berücksichtigen“. 
Wie diese Vorgabe konkret umzusetzen ist, steht in der Sternen. Der DBfK 
vermutet, die Prüfenden sollten, wenn sich aus  der Pflegedokumentation 
Frage ergeben, verpflichtet werden, „weitere Informationsquellen wie den 
Pflegebedürftigen und die Mitarbeiter einzubeziehen“ 12. 

Zur Zeit werden die „Pflegetransparenzvereinbarungen“, die die Grundla-
ge für die Bildung der Pflegenoten 13 sind, äußerst zäh zwischen Leistungs-
erbringern und Kostenträgern verhandelt; das zieht sich über Jahre hin. 
Wann es  verbindliche Richtlinien geben wird, die die reformierten gesetzli-
chen Vorgaben in Prüfrichtlinien umsetzen, steht in den Sternen. Es ist also,  
zu erwarten, dass Gerichte, Juristen, darüber entscheiden werden, wie die 
Qualität in der Pflege zu prüfen und zu bewerten sei. 
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8) DBfK, 2.7.2012

9) Dazu hat Andreas Heiber einen mehrseitigen Artikel veröffentlicht (9/
2012).

10) Die BKK Mitte veröffentlicht Preise für Betreuungsleistungen die seit 
2011 gelten. Es werden Stundenvergütungen zwischen 17€ und 30,68€ angegeben.

11) Der Malermeister Martin Schorn gibt im Juni 2013 die Kosten für eine 
Stunde Gesellenarbeit mit 41,56 € an.

12) DBfK, Oktober 2012

13) Die Pflegenoten sind ein ganz eigenes Thema. Mehr dazu finden Sie auf 
unseren Internetseiten www.pflegenoten.info



Mehr Beratung
Die Pflegekassen müssen Antragstellenden künftig einen Beratungstermin 

innerhalb von zwei Wochen anbieten oder einen 'Beratungsgutschein' aus-
geben, der bei einer unabhängigen Beratungseinrichtung eingelöst werden 
kann. Die Pflegestützpunkte gelten wohl als unabhängig, sind aber oft nicht 
gut erreichbar. Insbesondere kann es schwierig sein, einen Termin für eine 
Beratung zu Hause zu bekommen. Bundesweit bietet 
www.unabhaengige-patientenberatung.de telefonische Beratung an. Unklar 
ist, ob dort solche Beratungsgutscheine eingelöst werden können. Es gilt 
als  ausgemacht, dass Einrichtungen, die auch Pflegedienstleistungen an-
bieten, nicht gleichzeitig diese Art der Pflegeberatung abrechnen können. 
Auch zu den Details  der Beratungsgutscheine ist Ende 2012 nichts zu erfah-
ren.

Darüber hinaus werden die Pflegekassen verpflichtet, die Versicherten von 
sich aus darüber zu informieren, dass sie Anspruch auf eine Kopie des 
MDK-Gutachtens* haben und die MDK GutachterInnen sollen immer fragen, 
ob die Versicherten eine Kopie des Gutachtens möchten.

Weitere Details
• An Ehrenamtliche, die in stationären Einrichtungen arbeiten, werden gele-

gentlich Aufwandsentschädigungen gezahlt. Diese Erstattungen können 
künftig bei den Vergütungsvereinbarung mit den Kostenträgern berück-
sichtigt werden. 6 

• Die zusätzlichen Betreuungskräfte in Altenheimen (§ 87b SGBXI) können 
künftig nur dann der Pflegekasse in Rechnung gestellt werden, wenn die 
sozialversicherungspflichtig beschäftigt sind. Der Personalschlüssel für 
diese Betreuungskräfte wird von 1:25 auf 1:24 verbessert 14.

• Es wird den Landesverbänden der Pflegekassen auferlegt, vor einer Re-
gelprüfung eines Altenheims bei der zuständigen Heimaufsicht nachzu-
fragen, „ob gesetzliche oder vertragliche Anforderungen im SGB XI- Be-
reich in heimrechtliche Prüfungen einbezogen wurden“ 1, und die eigenen 
Prüfungen gegebenenfalls entsprechend zu kürzen. Es sollen damit dop-
pelte Prüfvorgänge in den Heimen vermieden werden. Wie gut das klappt, 
wird aber wesentlich davon abhängen, wie gründlich die oft unterbesetz-
ten Heimaufsichten solche Anfragen beantworten. Skepsis ist angebracht. 
Noch eine Maßnahme zur Überschrift „Entbürokratisierung“, die mögli-
cherweise nach hinten los geht.

• Zuschüsse zu Umbaumassnahmen in der Wohnung werden etwas verein-
facht. Es werden weiterhin 2.557 € pro Maßnahme und Person, aber jetzt 
einkommensunabhängig, gewährt. Klargestellt wurde, dass dies auch gilt, 
wenn mehrere Pflegebedürftige in einer Wohnung leben15.

• Es wurden einige Regelungen ins Gesetz geschrieben, die es erleichtern 
sollen Demenz-Wohngemeinschaften und ähnliche Angebote zu schaffen 
und zu nutzen. 

Strafzahlung 70 €
Die Pflegereform 2012 verpflichtet die Kassen auf schnellere Bearbeitung: 

Bei „normalen Anträgen“ muss die Pflegekasse innerhalb von fünf Wochen 
nach Antragstellung einen Bescheid über die Pflegestufe zustellen. Die Be-
gutachtung muss innerhalb von zwei Wochen stattfinden, wenn Pflegezeit 
beantragt wurde oder wenn es  sich um eine Palliativversorgung handelt. 
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14) DBfK, Oktober 2012

15) Paritätischer, Oktober 2012, Seiten 11+12



Der Versicherte ist unverzüglich über die Empfehlung 
des Gutachters zu unterrichten. 
Bei Fristversäumnis zahlt die Pflegekasse pro ange-
fangener Woche 70 € an die Versicherten. Es  ist zu 
erwarten, dass  es  öffentliche Listen geben wird, wel-
che Pflegekasse besonders häufig diese Strafen zah-
len musste.

5€ - Der Pflege-Bahr
Im November 2012 berichtet die Wirtschaftswoche 16 
über die Erwartungen von Daniel Bahr zur staatlich 
geförderten Zusatzvorsorge. Er rechne damit, dass 
schon in 2013 etwa 1,5 Millionen Menschen eine sol-
che Police abschließen. In einem Verordnungsentwurf 
des Bundesgesundheitsministeriums (BMG) werden 

einige Bedingungen genannt, die solche Verträge erfüllen müssen, damit die 
Versicherten die 5 € Zuschuss pro Monat erhalten können. Der Monatsbe-
trag soll mindestens 10 € betragen 17. Bahr will die Versicherungswirtschaft 
verpflichten, nicht mehr die zweifache erste Prämie als  Abschlusskosten zu 
berechnen und die „Verwaltungskosten“ sollen bei maximal 10% der Brut-
toprämie gedeckelt werden. Es soll vorgeschrieben werden, dass die Versi-
cherer in Pflegestufe III mindestens 600 € monatlich auszahlen müssten. 
Außerdem darf niemanden wegen Krankheiten oder Lebensalter eine Police 
verweigert werden. Weiter schreibt die Wirtschaftswoche: „Das  Gesund-
heitsministerium erwartet, dass  die 1,88 Millionen bereits bestehenden 
Pflegepolicen nicht förderfähig sind.“ Im Interview streicht Bahr heraus: „Mit 
zehn bis 15 Euro Eigenbeitrag im Monat lässt sich bei längerer Vertragslauf-
zeit die Lücke zwischen den Leistungen der Pflegeversicherung und den 
tatsächlichen Kosten etwa für einen Heimplatz durchaus verringern“ 18 Das 
ist nicht das  Versprechen einer Vollfinanzierung. Das die gesetzliche Pflege-
versicherung die Pflegekosten nur zum Teil abdeckt, wird um eine weitere 
Teilabdeckung ergänzt. 

Heinz Rothgang hält die private Pflege-Zusatzversicherungen prinzipiell 
für problematisch: „Die lassen sich nicht solide kalkulieren“ 19 . Barbara 
Dribbusch weist in der TAZ darauf hin, dass bei der Versorgung in einem 
Pflegeheim schon bei Pflegestufe II der Eigenanteil leicht 1.500 € pro Monat 
übersteigen könne. Hier stellten die Versicherungsleistungen nur eine „klei-
ne Entlastung“ dar. Wer im Fall des  Falles auf Grundsicherung angewiesen 
ist, bekommt die Versicherungsleistungen voll angerechnet, so dass  kein 
Cent zusätzlich zu Verfügung steht 20. Menschen, denen weder Pflegestufe 
noch eingeschränkte Alltagskompetenz von den Pflegekassen bescheinigt 
wird, werden auch von diesen Zusatzversicherungen kein Geld bekommen.

Im Dezember 2012 tritt Walter Botermann, Vorstandschef der Halleschen 
Krankenversicherung, mit Zahlen an die Öffentlichkeit: Die gesetzliche Mi-
nimalleistung, also 600 €/Monat in Pflegestufe III und 60 €/Monat in Pfle-
gestufe 0 mit anerkannt eingeschränkter Alltagskompetenz (Demenz), müs-
se ein 30-Jähriger 7 €, ein 45-Jähriger 12,80 € und ein 60-Jähriger 25,20 € 
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16) Dütt, 10.11.2012

17) Doch selbst hier sind sich die Journalisten nicht einig. Der Bayerische 
Rundfunk (21.1.2013) geht davon aus, dass die 5€ Zuschuss nur bekommt, wer 
zusätzlich selbst monatlich mindestens 10 € zahlt. 

18) Westdeutsche Zeitung, 27.12.2012

19) Ärzteblatt 2012

20) Dribbusch 2012

Nachrichten aus der Pflege
AUTO und VERKEHR - Das ist eine Rubrik, die in jeder Zei-
tung und wohl auch in jedem Sender vertreten ist. Wir können 
uns darauf verlassen, dass sich die Redaktionen Mühe geben 
alles wichtige zu berichten. Kennen Sie eine Publikation mit 
der Rubrik PFLEGE? So kommt's, dass die Bevölkerung über 
die Modellpolitik des VW Konzerns und die Verspätungen bei 
der Bahn besser informiert ist, als über Leistungen der Pflege-
versicherung, Qualitätssicherung in Altenheimen oder Patien-
tenrechte im Krankenhaus. Diese Nachrichtenübersicht soll 
ein wenig Licht ins Dunkel bringen. Sie können die Nachrich-
ten aus der Pflege bequem etwa zwölf mal 
im Jahr per eMail ins Haus bekommen.
http://www.pflegestufe.info/rss/rss.html

http://www.pflegestufe.info/rss/rss.html
http://www.pflegestufe.info/rss/rss.html


monatlich an die Versicherung überweisen. Er schränkte allerdings  ein, dass 
diese Preise, wenn denn „demnächst“ Produkte angeboten würden, noch 
verändert werden könnten 21. Die TAZ berichtet von Angeboten der Barme-
nia Versicherung. Eine Frau, die mit 56 eine geförderte Police abschließe, 
müsse neben den 5 €  Förderung gut 27 € monatlich bezahlen. Anfang Ja-
nuar schreibt die FAZ, dass  nur ein Drittel der großen Versicherungsunter-
nehmen Interesse an diesen Policen gezeigt hätte. Es soll ein branchenein-
heitlicher Mustervertrag vom Verband der privaten Krankenversicherung 
„festgelegt“ werden. Wenn es so weit ist, sollten Vergleiche verschiedener 
Angebote erleichtert werden. 

Kritik am Pflege-Bahr
Die Versicherungsbeiträge sind "ein Leben lang" zu zahlen. Wird die Prä-

mienzahlung eingestellt, erlöschen die Ansprüche auf Leistungen.
Wer den Lebensabend nicht in Deutschland verbringen möchte, sollte 

keinen Pflege-Bahr Vertrag abschließen, denn es ist wahrscheinlich, dass  es 
keine Leistungen gibt, wenn der Wohnsitz in außerhalb der EU 
gewählt wird. 22

Die 5 Euro Zulage kann nur gewährt werden, wenn niemand aufgrund ge-
sundheitlicher Probleme abgelehnt wird und wenn keine Leistungsaus-
schlüsse oder Risikozuschläge vereinbart werden. So droht "negative Risi-
koselektion": Menschen mit hohem Risiko pflegebedürftig zu werden, 
schließen Verträge ab während Menschen, die kaum vorbelastet sind, ande-
re Angebote nutzen. So könne der „Tarif nicht besonders billig“ sein 23 .. 
Leistungen aus diesen Verträgen werden heute davon abhängig gemacht, 
welche der drei Pflegestufen anerkannt wird. Es  ist unsicher, wie die An-
sprüche ins kommende System der fünf Bedarfsgrade überführt werden.

Elke Weidenbach von der Verbraucherzentrale NRW empfiehlt grundsätz-
lich: zunächst Berufsunfähigkeit absichern, dann für eine zusätzliche Rente 
sorgen. „Wenn dann noch Geld übrig sei, sollten sie Pflegerisiken abde-
cken“ 24 . Stiftung Warentest hat zwei Angebote geprüft und eher positiv 
bewertet 25 . Der Paritätische kommentiert den Pflege-Bahr: „Die Privatisie-
rung des  Pflegerisikos bürde Menschen mit geringem Einkommen unzu-
mutbare Lasten auf, verschärfe die gesundheitliche Chancenungleichheit in 
Deutschland und werde die chronische Unterfinanzierung der Pflegeversi-
cherung nicht beheben.“ 26

Beitragserhöhung für alle
Der Beitrag zur gesetzlichen Pflegeversicherung steigt am 1. Januar 2013 

von 1,95 auf 2,05 Prozent, für Kinderlose werden es 2,3 Prozent.
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21) Arenz, 2012

22) Krohn, 24.5.2013

23) Dribbusch, 2012

24) Arenz, 2012

25) Stiftung Warentest, 28.12.2012

26) Der Paritätische, 5.6.2012



Was fehlt ... 
Eine Reform der Pflege wird von Bundestagsabgeordneten beschlossen. 

Sie entscheiden nach politischen Überlegungen. Die Nöte und Bedürfnisse 
der Pflegebedürftigen und ihrer Angehörigen spielen dabei eine Rolle, aber 
es gibt eben auch viele andere Faktoren, die solche Entscheidungen beein-
flussen. „Als  Tiger gesprungen - und als  Bettvorleger gelandet“ ist eine 
häufige Kritik am Pflegeneuausrichtungsgesetz der 
schwarz-gelben Koalition. 

Seit 2009 liegen die Grundlagen für einen neuen Pflegebedürftigkeitsbe-
griff (Bedarfsgrade 27) auf dem Tisch. Wann wird der eingeführt? Die meis-
ten Parteipolitiker würden auf diese Frage wahrscheinlich antworten: in der 
nächsten Legislaturperiode. Diese Worte waren 2008 und 2004 auch schon 
zu hören. Im Mai 2013 wird öffentlich über die Arbeitsergebnisse des Exper-
tenbeirats debattiert, der vorschlagen soll, wie die Bedarfsgrade im Detail 
umgesetzt werden können. Fünf Monate vor der Bundestagswahl wird ge-
stritten, wie Vorschläge an die Regierung präsentiert werden sollen, deren 
Umsetzung erst die nächste Regierung in Angriff nehmen wird 28. 
Ein Mitglied des Expertenbeirats wird in der taz mit den Worten zitiert: „Wir 
werden eine inhaltsleere Frechheit überreichen, ohne dass ersichtlich wird, 
was für die Pflegebedürftigen dabei herum kommt.“ 29

Die Profis in der Altenpflege haben auch gute Gründe den Bedarfsgraden 
skeptisch gegenüber zu stehen. Schon Ulla Schmidt hat in den For-
schungsauftrag zur Umsetzung des  neuen Pflegebedürftigkeitsbegriffs  ge-
schrieben, dass auch die Konsequenzen einer kostenneutralen Umsetzung 
zu analysieren seien. So könnte es sein, dass am Ende Geld von Personen 
ohne anerkannt eingeschränkte Alltagskompetenz (PEA*) verschoben würde 
zu denen, die diese Anerkennung haben. Das  würde die einen verärgern 
(denen die Leistungen heute ja oft schon nicht reichen) und den anderen 
wenig nützen, weil das bisschen mehr kaum spürbare Verbesserungen 
brächte. Allen ginge es aber eine Weile lang schlechter, weil Pflegefachkräf-
te, statt zu pflegen, viel Zeit in Fortbildungen verbringen müssten, um zu 
lernen, wie das mit den Bedarfsgraden funktioniert. 

Als  Bundesgesundheitsminister Rösler das  „Jahr der Pflege“ ankündigte, 
als  er die „Pflege Dialoge“ plante, waren viel mehr Probleme im Gespräch, 
als  die Verbesserung der Leistungen für Demenzkranke und eine Beitrags-
erhöhung. Einige Stichworte:
• Entbürokratisierung (wobei Pflegeprofis vor allem daran denken, die Do-

kumentationspflichten am individuellen Pflegebedarf auszurichten). 
• Die Arbeitsbedingungen der Pflegekräfte sollten verbessert werden, auch 

weil der Krankenstand überdurchschnittlich hoch ist. 
• Die Pflegezeit für Angehörige müsste so gestaltet werden, dass sie auch 

wirklich genutzt wird. 
• Der Personalmangel in der Pflege ist seit Jahrzehnten im Gespräch ... Es 

passiert wenig. 
• Deutschland leistet sich drei getrennte Ausbildungsgänge für Pflegefach-

kräfte (und einen bunten Strauß an Qualifikationen für PflegehelferInnen). 
Das sollte vereinheitlicht und an europäische Standards angepasst wer-
den ... 
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27) Mehr dazu auf unseren Internetseiten www.bedarfsgrade.info

28) Quadbeck, 27.5.2013

29) Haarhof, 9.6.2013



Wenn Sie es genauer wissen möchten: Unsere Dokumentation der öffent-
lichen Debatten im Jahr der Pflege finden Sie unter:
www.pflegepolitik.wordpress.com

Der DBfK schreibt von einer umstrittenen Schmalspur-Pflegereform. „Aus 
Sicht des  Deutschen Berufsverbands für Pflegeberufe (DBfK) kapituliert die 
Bundesregierung damit vor den Herausforderungen in der Pflege“ 30.

Schluss
Ab dem 1.1.2013 gibt es für die Meisten, bei denen die eingeschränkte 

Alltagskompetenz (PEA*) bereits  festgestellt wurde und die ambulant ver-
sorgt werden, mehr Pflegegeld*/Sachleistungen*. Sehr viel ist es nicht. 
Wenn Sie nicht sicher sind, ob Sie dazu gehören: Im Bescheid zur (Ableh-
nung der) Pflegestufe müsste das  stehen. Bei Fragen, können Sie sich an 
die Pflegekasse wenden. Auch eine Kopie des MDK Gutachtens  kann hilf-
reich sein: Da steht’s immer drin. Sollte die eingeschränkte Alltagskompe-
tenz noch nicht bescheinigt worden sein, lohnt es sich darüber nachzuden-
ken: Es  stehen Monat für Monat bis  zu 120€ mehr Pflegegeld auf dem Spiel. 
Wenn schon ein ambulanter Pflegedienst ins  Haus kommt: Fragen Sie dort 
nach. Die sollten gern bereit sein Sie zu unterstützen. 
Es ist ihr Geld! 

In einer Pressemitteilung des Bundesministeriums wird im Juli 2013 fest-
gestellt: „Die Leistungsverbesserungen kommen bei den Menschen an. 
650.000 Menschen, die bisher gar keine oder kaum Leistungen bekommen 
haben, sind nun besser gestellt.“(BMG 2013)

Für Pflegebedürftige die in Altenheimen leben, bei denen die einge-
schränkte Alltagskompetenz noch nicht festgestellt wurde oder die in Pfle-
gestufe III eingestuft wurden, ändert sich erst mal nicht viel. 

Irgendwann, vielleicht erst 2014, werden die Verträge über Zeitleistungen 
in allen Regionen Deutschlands abgeschlossen sein. Dann müssen die am-
bulanten Pflegedienste ihrer Kundschaft neue Verträge anbieten, was eine 
zweite, große Runde von Beratungsgesprächen nach sich ziehen wird. Für 
die Pflegedienste locken Ausweitungen der Leistungen bei bekannten Kun-
dInnen, die werden sich so schnell wie möglich bemerkbar machen. 

Es gibt wenig Anlass  zur Hoffnung, dass der Pflege-Bahr für einigermaßen 
Gesunde lohnend wird. Wenn Sie aber Grund für die Befürchtung haben, 
dass sie eher als andere auf pflegerische Hilfen angewiesen sein könnte, ist 
der Pflege-Bahr vielleicht interessant. 

Ulrike Mascher, Präsidentin des Sozialverbands VdK Deutschland 31, 
über diese Pflegereform: 

enttäuschend und
völlig unzureichend
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30) DBfK, 21.9.2012

31) VdK, 29.6.2012

http://www.pflegepolitik.wordpress.com
http://www.pflegepolitik.wordpress.com


Anhänge
PEA

Diese Abkürzung steht für: Personen mit erheblich eingeschränkter All-
tagskompetenz. 

Für die Einstufung in eine Pflegestufe werden nur Hilfen berücksichtigt, 
die für einige wenige Verrichtungen des Alltags nötig sind. Diese Hilfeleis-
tungen können durch psychische Erkrankung erschwert oder begründet 
werden. Die Alzheimer Krankheit ist eine Sonderform der Demenz, was  re-
gelmäßig eine eingeschränkte Alltagskompetenz zur Folge hat. Es gibt auch 
andere Erkrankungen, die im Alltag ähnliche Konsequenzen nach sich zie-
hen. In den Richtlinien zur Einstufung (BRi*) wird deshalb nicht eine be-
stimmte Diagnose sondern die "erhebliche Einschränkung der Alltagskom-
petenz" zum Maßstab genommen (§  45a SGB  XI*). Dazu wurden auch wie-
der Bürokratie-konforme Regelungen entwickelt. Laut SGB XI* umfasst ein-
geschränkte Alltagskompetenz unterschiedliche Bereiche von Hilfebedarf. 
Hier ist die Liste dazu:

1. unkontrolliertes Verlassen des Wohnbereiches (Weglauftendenz);
2. Verkennen oder Verursachen gefährdender Situationen;
3. unsachgemäßer Umgang  mit gefährlichen Gegenständen oder potenziell ge-

fährdenden Substanzen;
4. tätlich oder verbal aggressives Verhalten in Verkennung der Situation;
5. im situativen Kontext inadäquates Verhalten;
6. Unfähigkeit,  die eigenen körperlichen und seelischen Gefühle oder Bedürfnisse 

wahrzunehmen;
7. Unfähigkeit zu einer erforderlichen Kooperation bei therapeutischen oder 

schützenden Maßnahmen als Folge einer therapieresistenten Depression oder 
Angststörung;

8. Störungen der höheren Hirnfunktionen (Beeinträchtigungen des Gedächtnis-
ses, herabgesetztes Urteilsvermögen), die zu Problemen bei der Bewältigung 
von sozialen Alltagsleistungen geführt haben;

9. Störung des Tag-/Nacht-Rhythmus;
___
10. Unfähigkeit, eigenständig den Tagesablauf zu planen und zu strukturieren;
11. Verkennen von Alltagssituationen und inadäquates Reagieren;
12. Ausgeprägtes labiles oder unkontrolliert emotionales Verhalten;
13. Zeitlich überwiegend Niedergeschlagenheit, Verzagtheit, Hilflosigkeit oder 

Hoffnungslosigkeit aufgrund einer therapieresistenten Depression. 32

"Eine erheblich eingeschränkte Alltagskompetenz liegt vor, wenn im As-
sessment wenigstens bei zwei Items ein 'Ja' angegeben wird, davon min-
destens einmal bei einem Item aus einem der Bereiche 1 bis 9. Eine in er-
höhtem Maße eingeschränkte Alltagskompetenz liegt vor, wenn die für die 
erheblich eingeschränkte Alltagskompetenz maßgeblichen Voraussetzungen 
erfüllt sind und zusätzlich bei mindestens einem weiteren Item aus  einem 
der Bereiche 1, 2, 3, 4, 5, 9 oder 11 ein 'Ja' angegeben wird." 33 
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32) BRi*, Seiten 145-146

33) BRi*, Seite 157

http://www.pflegewiki.de/wiki/Alzheimer
http://www.pflegewiki.de/wiki/Alzheimer
http://www.pflegewiki.de/wiki/Demenz
http://www.pflegewiki.de/wiki/Demenz


Im Wortlaut
§ 45b SGB XI 

Zusätzliche Betreuungsleistungen
(1) Versicherte, die die Voraussetzungen des § 45a erfüllen, 

können je nach Umfang des erheblichen allgemeinen Betreuungsbe-
darfs zusätzliche Betreuungsleistungen in Anspruch nehmen. Die 
Kosten hierfür werden ersetzt, höchstens jedoch 100 Euro monat-
lich (Grundbetrag) oder 200 Euro monatlich (erhöhter Betrag). Die 
Höhe des jeweiligen Anspruchs nach Satz 2 wird von der Pflegekas-
se auf Empfehlung des Medizinischen Dienstes der Krankenversiche-
rung im Einzelfall festgelegt und dem Versicherten mitgeteilt. 
Der Spitzenverband Bund der Pflegekassen beschließt unter Betei-
ligung des Medizinischen Dienstes des Spitzenverbandes Bund der 
Krankenkassen, des Verbandes der privaten Krankenversicherung e. 
V., der kommunalen Spitzenverbände auf Bundesebene und der maß-
geblichen Organisationen für die Wahrnehmung der Interessen und 
der Selbsthilfe der pflegebedürftigen und behinderten Menschen 
auf Bundesebene Richtlinien über einheitliche Maßstäbe zur Bewer-
tung des Hilfebedarfs auf Grund der Schädigungen und Fähigkeits-
störungen in den in § 45a Abs. 2 Nr. 1 bis 13 aufgeführten Berei-
chen für die Empfehlung des Medizinischen Dienstes der Kranken-
versicherung zur Bemessung der jeweiligen Höhe des Betreuungsbe-
trages; § 17 Abs. 2 gilt entsprechend. Der Betrag ist zweckgebun-
den einzusetzen für qualitätsgesicherte Betreuungsleistungen. Er 
dient der Erstattung von Aufwendungen, die den Versicherten ent-
stehen im Zusammenhang mit der Inanspruchnahme von Leistungen

1. der Tages- oder Nachtpflege,
2. der Kurzzeitpflege,
3. der zugelassenen Pflegedienste, sofern es sich um besondere 

Angebote der allgemeinen Anleitung und Betreuung und nicht um 
Leistungen der Grundpflege und hauswirtschaftlichen Versorgung 
handelt, oder

4. der nach Landesrecht anerkannten niedrigschwelligen Betreu-
ungsangebote, die nach § 45c gefördert oder förderungsfähig sind.

(2) Die Pflegebedürftigen erhalten die zusätzlichen finanziel-
len Mittel auf Antrag von der zuständigen Pflegekasse oder dem 
zuständigen privaten Versicherungsunternehmen sowie im Fall der 
Beihilfeberechtigung anteilig von der Beihilfefestsetzungsstelle 
gegen Vorlage entsprechender Belege über entstandene Eigenbelas-
tungen im Zusammenhang mit der Inanspruchnahme der in Absatz 1 
genannten Betreuungsleistungen. Die Leistung nach Absatz 1 kann 
innerhalb des jeweiligen Kalenderjahres in Anspruch genommen wer-
den; wird die Leistung in einem Kalenderjahr nicht ausgeschöpft, 
kann der nicht verbrauchte Betrag in das folgende Kalenderhalb-
jahr übertragen werden. Ist der Betrag für zusätzliche Betreu-
ungsleistungen nach dem bis zum 30. Juni 2008 geltenden Recht 
nicht ausgeschöpft worden, kann der nicht verbrauchte kalender-
jährliche Betrag in das zweite Halbjahr 2008 und in das Jahr 2009 
übertragen werden.

(3) Die Landesregierungen werden ermächtigt, durch Rechtsver-
ordnung das Nähere über die Anerkennung der niedrigschwelligen 
Betreuungsangebote zu bestimmen.
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http://www.verzeichnis-sozialrecht.de/Versicherung/Krankenversicherung/index.html
http://www.verzeichnis-sozialrecht.de/Versicherung/Krankenversicherung/index.html
http://www.verzeichnis-sozialrecht.de/Versicherung/Krankenversicherung/index.html
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§ 87b SGB XI 
Vergütungszuschläge für Pflegebedürftige mit erheblichem allge-
meinem Betreuungsbedarf

(1) Vollstationäre Pflegeeinrichtungen haben ... für die zu-
sätzliche Betreuung und Aktivierung der pflegebedürftigen Heimbe-
wohner mit erheblichem Bedarf an allgemeiner Beaufsichtigung und 
Betreuung Anspruch auf Vereinbarung leistungsgerechter Zuschläge 
zur Pflegevergütung. Die Vereinbarung der Vergütungszuschläge 
setzt voraus, dass

1. die Heimbewohner über die nach Art und Schwere der Pflege-
bedürftigkeit notwendige Versorgung hinaus zusätzlich betreut und 
aktiviert werden,

2. das Pflegeheim für die zusätzliche Betreuung und Aktivie-
rung der Heimbewohner über zusätzliches sozialversicherungs-
pflichtig beschäftigtes Betreuungspersonal verfügt ...

3. die Vergütungszuschläge auf der Grundlage vereinbart wer-
den, dass in der Regel für jeden Heimbewohner mit erheblichem 
allgemeinem Bedarf an Beaufsichtigung und Betreuung der vierund-
zwanzigste Teil der Personalaufwendungen für eine zusätzliche 
Vollzeitkraft finanziert wird ...“

§ 87b SGB XI 
Übergangsregelung: Häusliche Betreuung
...
(2) Leistungen der häuslichen Betreuung werden neben Grund-

pflege und hauswirtschaftlicher Versorgung als pflegerische Be-
treuungsmaßnahmen erbracht. Sie umfassen Unterstützung und sons-
tige Hilfen im häuslichen Umfeld des Pflegebedürftigen oder sei-
ner Familie und schließen insbesondere das Folgende mit ein:

1. Unterstützung von Aktivitäten im häuslichen Umfeld, die dem 
Zweck der Kommunikation und der Aufrechterhaltung sozialer Kon-
takte dienen,

2. Unterstützung bei der Gestaltung des häuslichen Alltags, 
insbesondere Hilfen zur Entwicklung und Aufrechterhaltung einer 
Tagesstruktur, zur Durchführung bedürfnisgerechter Beschäftigun-
gen und zur Einhaltung eines bedürfnisgerechten Tag-/Nacht-Rhyth-
mus.

Häusliche Betreuung kann von mehreren Pflegebedürftigen oder 
Versicherten mit erheblich eingeschränkter Alltagskompetenz auch 
als gemeinschaftliche häusliche Betreuung im häuslichen Umfeld 
einer oder eines Beteiligten oder seiner Familie als Sachleistung 
in Anspruch genommen werden.

(3) Der Anspruch auf häusliche Betreuung setzt voraus, dass 
die Grundpflege und die hauswirtschaftliche Versorgung im Einzel-
fall sichergestellt sind...
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Glossar

• BMG
Das Bundesministerium für Ge-

sundheit ist auch für die Pflege 
zuständig. 
www.bmg.bund.de/pflege.html

• BRi
BRi oder Begutachtungsricht-

linien oder, ganz ausführlich: 
„Richtlinien des GKV-Spitzenver-
bandes zur Begutachtung von 
Pflegebedürftigkeit nach dem XI. 
Buch des Sozialgesetzbuches”. 
Alle MDK-Gutachten* müssen den 
BRi entsprechen. Die jeweils ak-
tuelle Fassung wird auf den In-
ternetseiten des MDS* veröffent-
licht.

• Kombinationsleistung
Wird der Anspruch auf Sach-

leistungen* nicht vollständig 
ausgeschöpft, wird entsprechend 
dem verbliebenen Rest ein Anteil 
des Pflegegelds an die Versi-
cherten ausgezahlt. 

• Komplexleistung
Bis zum 31.12.2012 (und vie-

lerorts auch darüber hinaus) 
werden die Sachleitungen* aus-
schließlich als Komplexleistun-
gen erbracht: im Pflegevertrag 
wird beispielsweise eine „Ganz-
körperwäsche“ und die „Zuberei-
tung einer Mahlzeit“ vereinbart. 
Die Pflegekraft muss dann so 
lange bleiben, bis diese Leis-
tungen vollständig und entspre-
chend dem Stand des pflegeri-
schen Wissens erbracht sind. 
Siehe auch Zeitleistung*

• MDK
Der Medizinische Dienst der 

Krankenversicherung (MDK) stellt 
allen gesetzlichen Krankenversi-
cherungen medizinischen und 
pflegerischen Kompetenz zur Ver-
fügung. Die „Gutachterinnen und 
Gutachter sind in ihrer medizi-
nischen und pflegerischen Bewer-
tung unabhängig. Sie sind an den 
aktuellen Stand der Wissenschaft 
und sozialrechtliche Vorgaben 
gebunden.“ 34 

• MDK-Gutachten
Wenn nicht anderes vermerkt 

sind die „Gutachten zur 
Feststellung der Pflegebedürf-
tigkeit gemäß SGB XI“ gemeint. 
Diese werden meist vom MDK, in 
Ausnahmefällen auch von anderen 
Einrichtungen oder freien Gut-

achtern im Auftrag der Pflege-
versicherer erstellt. Auf Grund-
lage dieser Gutachten entschei-
den die Versicherer über Pfle-
gestufe und PEA*. Die MDK-Gut-
achten sind entsprechend den 
BRi* zu erstellen.

• MDS
Beim „Medizinischen Dienst 

des Spitzenverbandes Bund der 
Krankenkassen e.V.“ werden die 
Richtlinien erarbeitet, nach de-
nen die MDK Gutachten zu erstel-
len sind. Der MDS spielt auch 
eine wichtige Rolle bei der Qua-
litätssicherung und bei den of-
fiziellen Pflegestatistiken:
www.mds-ev.de.

• PEA
Für die deutsche Pflegeversi-

cherung wurden Personen mit ein-
geschränkter Alltagskompetenz 
definiert: Menschen die wegen 
kognitiver Einschränkungen nicht 
mehr in der Lage sind sich 
selbst zu versorgen und/oder ei-
ne Gefahr für sich oder ihre Um-
gebung darstellen (siehe BRi, 
Seiten 148-159). Sie benötigen 
Beaufsichtigung und Betreuung 
... und bekommen deshalb eine 
Reihe zusätzlicher Leistungen 
der Pflegekassen.

• Pflegefachkraft
Gewerblich tätige Pflegekraft 

mit staatlich anerkanntem Aus-
bildungsabschluss (in der Regel 
3 jährige Ausbildung). 

• Pflegegeld
Das Pflegegeld wird von der 

Pflegekasse direkt an die Versi-
cherten ausgezahlt. Es findet 
keine Einkommensprüfung statt. 
Es muss auch nicht nachgewiesen 
werden, wofür das Pflegegeld 
verwendet wird. Aber: Pflegebe-
dürftige, die Pflegegeld bekom-
men „haben ... bei Pflegestufe I 
und II halbjährlich einmal ... 
bei Pflegestufe III vierteljähr-
lich einmal eine Beratung in der 
eigenen Häuslichkeit durch eine 
zugelassene Pflegeeinrichtung“ 
zu organisieren. Beinahe alle 
ambulanten Pflegedienst bieten 
solche Beratungsbesuche an.

Wer Sachleistungen* in An-
spruch nimmt, aber das Budget 
dazu nicht vollständig ausnutzt, 
bekommt Kombinationsleistungen*.
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34) Quelle: http://www.mdk.de/313.htm (geprüft am 30.12.2012)



• Pflegehilfsmittel
Zum Verbrauch bestimmte Pfle-

gehilfsmittel können Bett-
schutzeinlagen, Einmalhandschu-
he, Desinfektionsmittel oder 
Schutzschürzen sein. Es werden 
bis zu 31€ pro Monat erstattet, 
um die Kosten für diese Dinge zu 
erstatten.

• Pflegekraft
Gewerblich tätige Pflegeper-

son. Eine formelle Ausbildung 
ist hier nicht vorausgesetzt.

• Pflegeperson
Mensch, der pflegerische Hil-

fen erbringt, meist pflegende 
Angehörige.

• Sachleistung
Wenn ein ambulanter Pflege-

dienst eine Pflegekraft schickt, 
erbringt die Pflegekraft Sach-
leistungen. Der Pflegedienst 
rechnet die Sachleistungen di-
rekt mit der Pflegekasse ab. 
Wird das Budget nicht ausge-
schöpft gibt‘s Kombinationsleis-
tungen*.

• SGB XI
Das elfte Buch des Sozialge-

setzbuches (SGB) regelt die 
deutsche Pflegeversicherung.

• Tagespflege
Eine Einrichtung, in welcher 

pflegende Angehörige ihre pfle-
gebedürftigen Familienmitglieder 

tagsüber betreuen lassen kön-
nen35.

• Verhinderungspflege
Für den Fall, das die Pflege-

person verhindert ist, gibt es 
von der Pflegekasse zusätzlich 
Geld. Bis zu 1550€ pro Jahr für 
28 Tage. Die Verhinderungspflege 
kann auch stundenweise in An-
spruch genommen werden. 

• Wohnraumanpassung
Offensichtlich ist, dass für 

einen Rollstuhl eine normale 
Wohnung umgebaut werden muss. 
Aber auch zusätzliche Griffe am 
Bett, ein Duschsitz oder eine 
Rampe an einer Bodenschwelle 
können bauliche Maßnahmen zur 
Wohnraumanpassung sein, die von 
der Pflegekasse bezuschusst wer-
den. 
Die Pflegereform 2012 hat die 
Einkommensprüfung hier abge-
schafft. Jede Maßnahme sollte im 
Vorhinein genehmigt werden. 

• Zeitleistung
Neue Erfindung der Pflegere-

form 2012. Zwischen Pflegebe-
dürftigen und ambulantem Pflege-
dienst wird keine Komplexleis-
tung* vereinbart, sondern eine 
Minutenzahl, die die Pflegekräf-
te für die pflegerischen Hilfen 
zur Verfügung haben. 
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tienten bestimmen den Handlungsspielraum der Einrichtungen.
Die Informationen und Drucksachen, die von den Pflegekassen angeboten werden 
sind auch für mich meist schwer verständlich. Deshalb veröffentlichen wir die Inter-
netseiten
www.pflegestufe.info 
 
 www.bedarfsgrade.info
www.pflegestufe.mobi
 
 www.pflegepolitik.wordpress.com

 
 
 
 www.pflegenoten.info
eine Broschüre zur Pflegereform 2008 (s.u.) und auch diesen Text zur Pflegereform 
2012. 
Neuigkeiten aus der Pflege
können Sie unter 
http://www.pflegestufe.info/rss/newsletter.html
abonnieren. 
Wir finanzieren unsere Angebote durch Einnahmen aus individueller Beratung und 
durch Werbung.

Die Verwendung dieses Textes für den privaten Gebrauch ist erlaubt. Alle weiteren 
Rechte vorbehalten. 
Ausnahmen nur mit schriftlicher Genehmigung.

5. überarbeitete Auflage – Juli 2013

Die jeweils aktuelle Fassung dieses Textes finden sie unter: 
www.pflegestufe.info/download/downloads.html
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